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BFH-Leitsatz-Entscheidungen 
 

1. Gewerbesteuer/DBA Niederlande: Kürzung nach § 9 Nr. 3 GewStG bei auslän-
discher Betriebsstätte 
Urteil vom 05.06.2024, Az: I R 32/20  

2. Einkommensteuer: AdV und IAB-Rückgängigmachung für eine nachträglich 
nach § 3 Nr. 72 EStG steuerbefreite PV-Anlage 
Beschluss vom 15.10.2024, Az: III B 24/24 (AdV)  

3. Europarecht: Eröffnung eines passiven Veredelungsverkehrs bei einer nicht 
zugelassenen Zollstelle 
Vorlagebeschluss vom 06.08.2024, Az: VII R 27/21  

4. Einkommensteuer: Kein Werbungskostenabzug für ausschließlich durch In-
solvenzverfahren verursachte Aufwendungen 
Urteil vom 13.08.2024, Az: IX R 29/23  

 
 
Urteile und Beschlüsse:

 
1. Gewerbesteuer/DBA Niederlande: Kürzung nach § 9 Nr. 3 GewStG bei ausländi-

scher Betriebsstätte 
Urteil vom 05.06.2024, Az: I R 32/20 
1. Personengesellschaften sind nach dem DBA-Niederlande 1959/2004 im Hinblick 
auf die Gewerbesteuer nicht selbst abkommensberechtigt. Abkommensberechtigt sind 
ihre jeweiligen Gesellschafter. 
 
2. Die Kürzung um den Teil des Gewerbeertrags, der auf eine nicht im Inland belegene 
Betriebsstätte entfällt ( § 9 Nr. 3 des Gewerbesteuergesetzes --GewStG--), ist auch 
dann vorzunehmen, wenn die Bundesrepublik Deutschland (Deutschland) nach dem 
einschlägigen Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung nicht gehindert 
wäre, den gesamten Gewerbeertrag zu besteuern, und wenn sich im Rahmen einer ko-
ordinierten steuerlichen Außenprüfung (Joint Audit) die deutschen und die ausländi-
schen Finanzbehörden auf eine vollständige Besteuerung durch Deutschland verstän-
digt haben. 
 
3. Der Gewinn aus der Veräußerung eines bebauten Grundstücks durch ein gewerbli-
ches Unternehmen unterfällt auch dann vollständig Art. 4 DBA-Niederlande 
1959/2004 (Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen), wenn die Bebauung vom Un-
ternehmen selbst durchgeführt und das Grundvermögen dem Umlaufvermögen zuge-
ordnet worden ist. 
 
4. Zur Betriebsstätten-Gewinnabgrenzung bei Kürzung nach § 9 Nr. 3 GewStG und 
bei Anwendung von Art. 5 DBA-Niederlande 1959/2004. 
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2. Einkommensteuer: AdV und IAB-Rückgängigmachung für eine nachträglich 
nach § 3 Nr. 72 EStG steuerbefreite PV-Anlage 
Beschluss vom 15.10.2024, Az: III B 24/24 (AdV) 
Es ist ernstlich zweifelhaft, ob ein im Jahr 2021 in Abzug gebrachter Investitionsab-
zugsbetrag für eine im Jahr 2022 tatsächlich erworbene und nach § 3 Nr. 72 des Ein-
kommensteuergesetzes (EStG) steuerbefreite Photovoltaikanlage allein wegen des In-
krafttretens dieser Steuerbefreiung gemäß § 7g Abs. 3 Satz 1 EStG im Jahr 2021 rück-
gängig zu machen ist. 
 

  
3. Europarecht: Eröffnung eines passiven Veredelungsverkehrs bei einer nicht zu-

gelassenen Zollstelle 
Vorlagebeschluss vom 06.08.2024, Az: VII R 27/21 
1. Steht es der teilweisen Befreiung von den Einfuhrabgaben nach Durchführung einer 
passiven Veredelung gemäß Art. 145 Abs. 1 des Zollkodex (ZK) beziehungsweise Art. 
259 Abs. 1 des Zollkodex der Union (UZK) entgegen, wenn die Zollanmeldung für die 
Waren der vorübergehenden Ausfuhr von einer Zollstelle angenommen wurde, die 
nicht als Zollstelle für die Überführung in das Zollverfahren in der Bewilligung der 
passiven Veredelung nach Art. 85 in Verbindung mit Art. 84 Abs. 1 Buchst. b fünfter 
Anstrich ZK beziehungsweise Art. 211 Abs. 1 Buchst. a UZK genannt ist? 
 
2. Ist Art. 150 Abs. 2 ZK dahingehend auszulegen, dass sich diese Vorschrift nur auf 
die Verpflichtungen bezieht, die nach der Überführung der Waren der vorübergehen-
den Ausfuhr in das Zollverfahren der passiven Veredelung bestehen, oder gilt Art. 150 
Abs. 2 ZK bereits für Verpflichtungen im Zusammenhang mit der Abgabe der Zollan-
meldung zur Überführung der Waren der vorübergehenden Ausfuhr in die passive 
Veredelung? 
 
3. Ist Art. 86 Abs. 6 UZK entsprechend anzuwenden, wenn die Zollschuld gemäß Art. 
77 Abs. 1 Buchst. a UZK durch Überführung beziehungsweise Überlassung von Ver-
edelungserzeugnissen zum zollrechtlich freien Verkehr entstanden ist? 
 

  
4. Einkommensteuer: Kein Werbungskostenabzug für ausschließlich durch Insol-

venzverfahren verursachte Aufwendungen 
Urteil vom 13.08.2024, Az: IX R 29/23 
1. Die Beurteilung, ob Aufwendungen durch eine einen Einkünftetatbestand verwirkli-
chende Tätigkeit oder privat veranlasst sind, obliegt in erster Linie der tatrichterlichen 
Würdigung des Finanzgerichts. 
 
2. Die ausschließlich durch ein (Regel-)Insolvenzverfahren verursachten Aufwendun-
gen sind der privaten Vermögenssphäre des Steuerpflichtigen zuzuordnen und daher 
nicht als Werbungskosten bei den Einkünften aus privaten Veräußerungsgeschäften 
gemäß § 22 Nr. 2 , § 23 Abs. 1 und Abs. 3 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes ab-
ziehbar. Dies gilt nicht für solche Aufwendungen, die zwar ihre Ursache in einer durch 
den Insolvenzverwalter durchgeführten Verwertungsmaßnahme haben, aber auch an-
gefallen wären, wenn der Steuerpflichtige das Wirtschaftsgut außerhalb eines Insol-
venzverfahrens veräußert hätte und in einem solchen Fall als Werbungskosten abzieh-
bar wären. 
  

 

 


